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Es gilt das gesprochene Wort
Politischer Bericht des Bezirksvorsitzenden
Der Parteitag der CDU Osnabrück/Emsland 

ist ein Anlass innezuhalten, 
Bilanz zu ziehen, 
aber auch nach vorne zu schauen. 
Die vergangenen 14 Tage in Berlin hatten es in sich. 

In der Wochenzeitung „Die Zeit“ 
erinnert am Donnerstag dieser Woche 
Bernd Ulrich unter der Überschrift „Ist es das Wert?“ 
in Verbindung mit dem Rücktritt von Franz Müntefering und 
dem Hinweis darauf, 
dass es dies bislang noch nicht gegeben habe, 
dass ein führender Politiker zurücktritt, 
weil er einen anderen Menschen pflegen will, 
dazu noch ein Mann. 
Bernd Ulrich erinnert daran, 
dass politische Macht, 
die nur dazu gebraucht werde, 
wieder neue Macht zu erwerben, 
die aber das Ziel aus den Augen verloren habe, 
etwas zu bewirken, etwas zu bewegen, 
etwas zu gestalten für die Gesellschaft, 
es eigentlich nicht Wert sei, 
Zeit, Aufwand und Kraft in Politik und politische Arbeit zu stecken. 

Macht darf kein Selbstzweck werden, 
dann kann es sogar zur Sucht werden, 
heißt es dort weiter. 
Ich finde, wir können daraus lernen, 
für die Art und Weise wie wir argumentieren 
im Hinblick auf die Landtagswahlen am 27. Januar 2008. 
Wir müssen es schaffen, 
den Menschen deutlich zu machen, 
dass es uns darum geht, 
die Lebensbedingungen für die Menschen in Niedersachsen 
Schritt für Schritt besser zu gestalten.

Wir müssen deutlich machen, 
dass wir Zukunft gestalten wollen! 

Wir müssen deutlich machen, 
dass die Region Osnabrück/Emsland 
nicht von ungefähr seit Jahren in Niedersachsen 
bei der wirtschaftliche Entwicklung und 
der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
an der Spitze steht. 

Denn dieses hat etwas mit Politik zu tun, 
mit der Politik der Union, auf kommunaler Ebene, 
auf Landesebene und nunmehr auch auf Bundesebene. 
Es hat etwas zu tun mit Rahmenbedingungen, 
die von der Politik beeinflusst werden. 
Es hat natürlich auch etwas zu tun 
mit dem Engagement der Wirtschaft und

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Es hat natürlich auch etwas zu tun 
mit außenwirtschaftlichen Einflüssen. 
Aber eben auch mit Politik. 
Und deshalb werden und müssen wir 
am 27. Januar alles dafür tun. 
Für ein Wahlsieg der Union, 
für ein Wahlsieg von Christian Wulff.

Wir haben eine beeindruckende Rede 
unseres Ministerpräsidenten gehört. 
Die CDU-geführte Landesregierung 
hat große Erfolge auf dem Gebiet der Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung und der Arbeitsplätze,

in der Verkehrspolitik, in der Schulpolitik, 
in dem Bemühen, 

Niedersachsen zu einem modernen Land weiterzuentwickeln, 
in dem Innovation und Prosperität ihren Platz haben, 
große Erfolge errungen.
Unser entscheidendes Argument am 27. Januar 
wird allerdings lauten und 
das hat etwas mit der Rolle unseres Ministerpräsidenten zu tun: 
Wulff, Wulff und nochmals Wulff!

Die Rede von Christian Wulff war überragend, 
wir werden nachher ebenfalls 
eine ganz sicher überzeugende Rede unseres 
1. Parlamentarischen Geschäftsführers der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Dr. Norbert Röttgen hören.

Ich weiß, 
dass die Große Koalition ein ungeliebtes Kind in der Demokratie ist. 
Das galt für die Erste auf Bundesebene in den 60-er Jahren, 
die im Nachhinein allerdings wesentlich positiver beurteilt wurde, 
als in der Zeit ihres Bestehens. 
Große Koalitionen sind ungeliebte Kinder. 

Aber wir haben die Aufgabe, 
aus dem Votum der Wähler das Beste zu machen. 
Vielleicht wird das Urteil über die zweite Große Koalition, 
später, wenn sie einmal zu Ende ist, warten wir es ab, 
ebenfalls positiver ausfallen.
Trotz aller Turbulenzen, 
trotz der Tatsache, 
dass der Weg der Politik auf Bundesebene 
nicht immer besonders elegant aussieht:

Wir sind gut vorangekommen!

Das wichtigste: Es gibt ein Comeback des Standortes Deutschland.

Wir trauen uns wieder etwas zu. 
Und die letzte Woche hat gezeigt:

Der stabile Anker der Koalition, 
das ist die CDU, 
die CDU unter Führung von Bundeskanzlerin Angela Merkel! 

Wir können als Mitglieder der Union auf ihre überragende Rolle 
in Deutschland, in Europa, aber auch darüber hinaus stolz sein.

Sozial ist, was Arbeit schafft. 
Das ist das Hauptziel der Politik der CDU/CSU 
in der Bundesregierung. 
Den Menschen in Deutschland wird am meisten geholfen, 
wenn die Arbeitslosigkeit sinkt. 
Wir stellen fest, 
bei einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung 
hat auch der Schwächere eine Chance auf dem Arbeitsmarkt. 

Das sind die Fakten:

· stärkster Rückgang der Arbeitslosigkeit seit 1990

· gegenüber 2005 1 Mio. Arbeitslose weniger
· 27 Millionen sozialversicherungspflichtige Beschäftigte und Zuwachs von 550.000 Stellen

· insgesamt 40 Mio. Erwerbstätige 

· Erfreulich profitieren davon zunehmend 
Jugendliche und Ältere. 
So liegt die Arbeitslosenzahl der Jugendlichen unter 25 
mit 347.000 um rund 100.000 niedriger als vor einem Jahr. 
Die Zahl der älteren Erwerbslosen hat im Oktober sogar um 183.000 unter dem entsprechenden Vorjahreswert gelegen.
Seit ihrem Antritt zielt die Bundesregierung darauf ab, 
die Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. 

Was wurde umgesetzt?

· Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung wurden gesenkt von 6,5 auf 4,2 Prozent.
· Arbeitsintensive haushaltsnahe Dienstleistungen, 
private Aufwendungen für Erhalts- und Modernisierungsmaßnahmen im Haushalt sowie Kinderbetreuungskosten werden steuerlich gefördert.
· Mit der Fortführung des Ausbildungspakts, 
dem Jobstarterprogramm und der Initiative 50 Plus 
werden jüngere und ältere Menschen gefördert.
Nehmen Sie noch die Ergebnisse des Koalitionsausschusses vom Montag dazu: 
Die Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I.
Der Union war eine kostenneutrale Lösung wichtig und 
darüber hinaus eine weitere Absenkung des Beitrages zur Arbeitslosenversicherung auf 3,3 Prozent des Bruttolohns durchzuführen.

Mit dieser Absenkung wird ein Arbeitnehmer durchschnittlich 
um 440 Euro entlastet.
Es geht darum, 
den Menschen die Chance zur Teilhabe zu geben. 
Deswegen ist der Gedanke, 
die Verlängerung des Arbeitslosengeldes 
mit einem Eingliederungsgutschein und 
mit einem konkreten Arbeitsangebot, 
ein absolut vernünftiger Ansatz. 

Es hilft Niemandem, 
wenn er länger Arbeitslosengeld bekommt, 
aber anschließend in Rente gehen muss,
mit kräftigen Abschlägen bis an sein Lebensende. 
In dieser Phase braucht derjenige kein Geld, 
sondern er braucht Arbeit, 
um später zu einem vernünftigen Alterseinkommen zu gelangen.

Beschlüsse vom Freitag:

· BAföG, das hat in den letzten 30 Jahren in dieser umfassenden Form keine Regierung geleistet


· Frühe Hilfen gegen Kindesverwahrlosung

Gelegentlich darf man fragen, 
wo wir vor 24 Monaten gestanden haben, 
wo wir herkommen. 
Das gilt auch für die Situation des Bundeshaushaltes. 
Wenn es gut geht, 
werden wir es spätestens 2011 schaffen, 
und zwar zum ersten Mal seit 43 Jahren, 
keine neuen Schulden aufzunehmen. 
Meine Damen und Herren, 
diese Entwicklung kann sich meines Erachtens sehen lassen. 
Und wenn der eine oder andere 
es in diesen Tagen nicht sein lassen kann, 
aus Verbänden, teilweise auch aus unserer Partei 

- unter Hinweis auf ordnungspolitische Überlegungen - zu sagen: 
Eigentlich und theoretisch muss noch etwas ganz anderes passieren. 
Wer alles will und sich nicht auf das Mögliche konzentriert, 
wird im Endeffekt für die Menschen, 
für die Betriebe und
für die Arbeitnehmer gar nichts erreichen. 

Wir haben 2002 und 2005 bei der Bundestagswahl als Union 
und deswegen nur so abgeschnitten, wie wir abgeschnitten haben, 
weil mir meines Erachtens zu wenig breit aufgestellt waren.
Weil wir es nicht geschafft haben, 
den Wählerinnen und Wählern zu vermitteln, 
dass uns die wirtschaftliche Entwicklung 
einerseits sehr am Herzen liegt, 
aber das wirtschaftliche Entwicklung und soziale Sensibilität und Verantwortung zusammen gehören. 
Und ich kann deswegen nur dringend empfehlen, 
beim Thema Mindestlohn die nötige Sensibilität walten zu lassen. 
Nicht, 
weil die SPD hier für sich ein Wahlkampfthema sieht, 
meines Erachtens im Übrigen so ungefähr das einzige, 
sondern weil von der Sache her zwar das Problem bestanden hat, 
das bei diesem Tarifvertrag, 
der dann für allgemeinverbindlich erklärt werden sollte,
nicht alle Beteiligten am Tisch saßen und 
das der Tarifvertrag auch dazu gebraucht worden ist, 
den Wettbewerb zu beeinflussen, 
der mit dem Ende des Briefmonopols auftut. 
Das aber kann nicht das letzte Wort sein. 
Es ist richtig, 
wenn man festlegt, 
dass mindestens 50 Prozent der Beschäftigten einer Branche 
erfasst werden müssen. 
Aber ähnlich wie vor 10 Jahren ein Mindestlohn 
im Bauhauptgewerbe vereinbart worden ist, 
bei der jeder leben kann, 
bin ich davon überzeugt, 
dass wir im Briefdienst keinen Wildwest gebrauchen können, 
sondern das wir einen Tarifvertrag in dieser Dienstleistungsbranche brauchen, an den sich alle halten. 
Zur sozialen Marktwirtschaft gehört es, 
das ist Ordnungspolitik, 
dass der Wettbewerb erfolgt über Innovation, 
über Zuverlässigkeit, 
über Service und nicht über die Frage, 
wer findet den billigsten Arbeitnehmer.

Wie hat der Vorsitzende des Sachverständigenrates gesagt: 
Es darf nicht der Eindruck entstehen, 
dass es weniger um die Beschäftigten im Niedriglohnbereich 
als um Hilfen für bestimmte Unternehmen und Branchen geht, 
die vor neuen Konkurrenten geschützt werden sollen. 

Wir müssen als Volkspartei breit aufgestellt sein. 
Wir müssen alle Schichten der Bevölkerung ansprechen. 
Wir müssen wirtschaftliche Vernunft und 
soziale Verantwortung miteinander verbinden. 
In den letzten 2 Jahren 
hat sich in der Demoskopie ungewöhnliches ereignet. 
Das Thema Familie, Förderung von Kindern und Jugendlichen, Gleichstellung, 
aber auch wie gehen wir mit der älteren Generation an? 
Die Frage des Miteinanders zwischen den Generationen 
ist nicht nur in aller Munde. 
Es gibt eine breite Bewegung. 
Und, was die Kompetenzen der Parteien, 
d. h. traut man ihnen eine Lösungsmöglichkeit zu, 
sind diese beim Thema Familie, Kinder, Jugend 
von der SPD zur CDU gewandert.
Liebe Freunde, 
das hat etwas zu tun mit dem Engagement in den Kommunen, 
das hat etwas zu tun mit dem Engagement auf Landesebene, aber das hat auch und das muss auch ich jetzt sagen, 
etwas zu tun damit, 
dass wir eine Bundesfamilienministerin haben, 
die es geschafft hat, 
hier Bewegung hinein zu bringen. 
Familie ist „in“ und das tut uns gut!

Familie ist der Ort, 
wo Werte gelebt werden. 
Familie ist der Ort, 
wo Kinder Grundregeln des menschlichen Zusammenlebens erfahren, 
ebenso auch die Erwachsenen. 
Familie ist der Ort, 
wo die Werte von Kultur und Religion, 

von Gemeinschaft in Freud und in Leid begriffen werden. 
Das Vorleben dieser Werte ist für eine vitale und 
solidarische Gesellschaft unersetzlich. 

Daher muss es darum gehen, 
Familie zu stärken. 

Dazu gehört auch der Schutz der Ehe als stabilisierenden Faktor. 
Politik und Sozialstaat können die familiären Bindungen, 
ihre menschliche Fürsorge weder ersetzen noch schaffen. 

Wo Kinder sind, 
da ist Leben und Vitalität. 
Das gilt für eine Familie, 
das gilt aber auch für Städte und Landkreise. 
Kinder sind die Voraussetzung 
für eine zukunftsfähige Gesellschaft. 
Wer sich für Kinder entscheidet, 
der vertraut in die Zukunft. 
Wir beginnen mehr und mehr zu begreifen, 
dass die wirtschaftliche Zukunft und 
Fragen der Zukunft der Gesellschaft zusammen hängen. 

Es ist daher sehr erfreulich, 
dass es der Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern und den Kommunen gelungen ist, einen Ausbau der Kinderbetreuung zu beschließen, 
und zwar nicht nur in Quantität in jeder Hinsicht, 
sondern dass man sich auch gesagt hat, 
wir müssen für eine hohe Qualität sorgen. 
Für diesen notwendigen Ausbau werden zusätzlich Mittel 
im Bundeshaushalt bereitgestellt. 
Und der Ausbau der Kinderbetreuung 
geht nicht etwa zu Lasten des Ehegattensplittings oder 
zu Lasten des Kindergeldes. 
Denn genau das wäre eine Finanzierung für Familien
zu Lasten anderer Familien und 
nicht eine Leistung der ganzen Gesellschaft gewesen.

Wir haben der Familienpolitik nicht nur im Bezirksverband, sondern auch in den Kreisverbänden 
eine hohe Aufmerksamkeit gewidmet. 
· Familienpolitik

· Pflege der traditionellen Kontakte zu den Niederländern

Darüber hinaus haben wir uns neben auch mit der Entwicklung 
des neuen Grundsatzprogramms beschäftigt. 
Ich glaube, 
dass Parteiprogramme eher wieder wichtiger werden. 
Die Menschen suchen Orientierung, 
sie suchen Haltepunkte, 
sie wollen wissen, 
wohin die Reise geht. 
Wir werden auf unserem Parteitag im Dezember in Hannover 
ein neues Grundsatzprogramm verabschieden. 
Wenn man sich die Änderungsanträge ansieht, 
immerhin 900 insgesamt, auch aus unserem Bezirk, 
dann stellt man fest, 
dass drei Themen im Mittelpunkt stehen. 
Erstens: das Thema Außenpolitik. 

Hier geht es nicht zuletzt um die Frage, 
ob die Türkei zu Europa zählen soll. 
Dahinter verbirgt sich etwas anderes, 
nach meiner Auffassung nämlich die Sorge, 
dass wir die Linie verlieren. 
Dahinter steckt auch die Sorge, 
dass wir beim Zusammentreffen auch unterschiedlicher 
Kulturen und Religionen 
nicht mehr unsere Identität bewahren.
Dabei muss man sagen: 
Es ist schon eine Herausforderung, 
wenn wir selbst nicht mehr so richtig wissen, 
wo wir dazugehören, 
wer wir eigentlich tatsächlich sind, 
was unsere Identität ausmacht, 
wo wir hinwollen. 
Wenn man dann konfrontiert wird, 
unter Umständen mit einem gedanklichen System, 
das dieses sehr klar formuliert. 
Deswegen kann die Antwort nur lauten, 
positiv zu formulieren und auch vorzuleben, 
was uns wichtig ist. 
Aber auch Europa hat Grenzen. 
Dann die privilegierte Partnerschaft mit der Türkei, 
aber die auch ganz ehrlich und mit aller Intensität, 
scheint mir dir richtigere Antwort zu sein, 
als Vollmitgliedschaft. 
Das zweite Thema ist die Familienpolitik. 
Das beginnt beim Familiensplitting, 
geht über das Betreuungsgeld bis hin zu den Leitbildern 
von Familie. 

Schließlich und letztlich geht es um das christliche Menschenbild. 
Dabei ist interessant, 
dass Allensbach kürzlich in einer Untersuchung auf die Frage „Kennen Sie ein in sich schlüssiges Wertesystem?“,

die Antwort erhalten hat, 
dieses sei das christliche Menschenbild 

und gleichzeitig auf die Frage, 
ob man es sympathisch oder unsympathisch findet,
70 % antworteten: ja!

Darin liegen Chancen, die wir nutzen müssen! 

